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Aus der Rechtsprechung 

Zinssatz von 6 % p.a. seit 2014 verfassungswidrig 
– aber erst für Jahre ab 2019 neu zu regeln 

Nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) ist der Zinssatz für 

Nachzahlungs-, aber auch für Erstattungszinsen seit dem Jahr 2014 verfassungs-

widrig, soweit ein Zinssatz von 0,5 % pro Monat zugrunde gelegt wird. Allerdings 

ist der Gesetzgeber erst für 2019 und spätere Jahre zum Handeln verpflichtet – für 

frühere Jahre ändert sich nichts. 

Das BVerfG sieht einen Verstoß gegen den Gleichheitssatz: Steuerpflichtige, deren endgültige Steuerfest-

setzung gewöhnlich erst nach Ablauf der Karenzzeit (von gewöhnlich 15 Monaten nach Ablauf des Kalen-

derjahrs der Steuerentstehung) erfolgt, würden gegenüber solchen, die vor Ablauf dieses Zeitraums end-

gültig veranlagt werden, ungleich behandelt, weil nur die ersteren zinszahlungspflichtig sind. Was die 

Rechtfertigung der Ungleichbehandlung angehe, seien hier strengere Anforderungen zu stellen. Das Ziel 

der Vollverzinsung sei zwar legitim; der Zinssatz sei aber, wiewohl früher verfassungsgemäß, spätestens 

2014 evident realitätsfern geworden. Die Verfassungswidrigkeit des Zinssatzes erstrecke sich auf Nachzah-

lungs- wie auch auf Erstattungszinsen (§ 233a AO in Verbindung mit § 238 Abs. 1 Satz 1 AO). Für die Jah-

re 2014 bis 2018 gelte die bisherige Vorschrift trotz Verfassungswidrigkeit fort, da der Gesetzgeber insoweit 

nicht zur rückwirkenden Schaffung einer verfassungsgemäßen Regelung zu verpflichten sei, jedoch sei die 

bisherige Vorschrift unanwendbar für Verzinsungszeiträume ab 2019. Der Gesetzgeber sei insoweit ver-

pflichtet, bis zum 31. Juli 2022 eine Neuregelung zu treffen. 

Hinweis 

Speziell im Fall der Umsatzsteuer stellt sich freilich die Frage, inwieweit (unter den weiteren Voraussetzun-

gen) Nachzahlungszinsen mit dem Unionsrecht vereinbar sind. Zwar ist die Verzinsung, wie der EuGH mit-

geteilt hat, mangels einschlägiger unionsrechtlicher Regelungen in Hinblick auf die Modalitäten Sache der 

Mitgliedstaaten. Diese haben aber die unionsrechtlichen Grundsätze zum Beispiel der Neutralität der Mehr-

wertsteuer und der Effektivität zu beachten. Verletzungen dieser Grundsätze sind bei früheren Gelegenhei-

ten auch nicht unbeanstandet geblieben: So hat der EuGH im Urteil „Senatex“ bereits einmal befunden, 

dass die Erhebung von Nachzahlungszinsen mit dem Neutralitätsgrundsatz nicht vereinbar war – konkret 

ging es um die Verzinsung eines (wegen seinerzeit nach Meinung der Finanzverwaltung rückwirkend nicht 

möglicher Rechnungskorrektur) zu früh geltend gemachten Vorsteuerabzugs. Zur Frage, ob Nachzahlungs-

zinsen in der vom BVerfG beanstandeten realitätsfernen Höhe (und zwar auch für Jahre vor 2019) unions-

rechtlich angreifbar sind, hat der EuGH soweit ersichtlich noch keine Entscheidung erlassen, die diesen 

Schluss explizit zulässt – es ist aber aufgrund dieser und anderer Rechtsprechung wohl nicht ausgeschlos-

sen, dass er diese Auffassung vertreten könnte.  

Steuerpflicht der Überlassung von Betriebsvor-
richtungen auch im Rahmen einer einheitlichen 
Leistung? 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) die Frage 

vorgelegt, ob lediglich die (isolierte) Vermietung von Betriebsvorrichtungen steuer-

pflichtig ist oder auch die Überlassung von Betriebsvorrichtungen als Nebenleist-

ung im Rahmen einer Gebäudeverpachtung. 

Die Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie (MwStSystRL) sieht eine Steuerbefreiung der Vermietung und Ver-

pachtung von Grundstücken vor. Allerdings gibt es einige Ausnahmen: So ist die Vermietung von auf Dauer 

eingebauten Vorrichtungen und Maschinen von der Steuerbefreiung ausgeschlossen. Es ist freilich zweifel-

haft, ob diese Ausnahme auch dann greift, wenn die Überlassung der Betriebsvorrichtung lediglich eine 

Nebenleistung zur Hauptleistung der Gebäudeüberlassung ist: Denn grundsätzlich teilen Nebenleistungen 

umsatzsteuerlich das Schicksal der Hauptleistung. Indessen gilt auch dieser Grundsatz nicht ausnahmslos, 

Fundstellen: 

BVerfG 1 BvR 2237/14, 

1 BvR 2422/17, Beschluss 

vom 8. Juli 2021; 

Pressemitteilung 77/2021 

vom 18. August 2021;  

EuGH C-518/14 „Senatex“, 

Urteil vom 15. September 

2016 

Fundstellen: 

BFH V R 22/20, Beschluss 

vom 26. Mai 2021, XI R 4/19, 

Urteil vom 24. Februar 2021; 

EuGH 173/88 „Henriksen“, 

Urteil vom 13. Juli 1989, 

C-94/09 „Kommission ./. 

Frankreich“ („Bestatterurteil“), 

Urteil vom 6. Mai 2010 

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/07/rs20210708_1bvr223714.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/07/rs20210708_1bvr223714.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2021/bvg21-077.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62014CJ0518&qid=1631780461442&from=DE
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110154/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150132/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:61988CJ0173&qid=1630929461007&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62009CJ0094&qid=1631090959883&from=DE
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wenngleich sich vom EuGH anerkannte Ausnahmen bisher auf von einem Mitgliedsstaat wahrgenommene 

Regelungsspielräume beschränkten: Zum Beispiel entschied der EuGH 2010 im sogenannten „Bestatter-

urteil“, dass Frankreich die Beförderung von Leichnamen mit einem Fahrzeug auch dann ermäßigt besteu-

ern durfte, wenn sie im Rahmen einer einheitlichen Bestattungsleistung erfolgte. 

Im jetzt vom BFH zur Vorabentscheidung dem EuGH vorgelegten Fall verpachtete der Kläger Stallgebäude 

zur Putenaufzucht mit auf Dauer eingebauten Vorrichtungen und Maschinen. Es handelte sich bei diesen 

um speziell abgestimmte Ausstattungselemente für die vertragsgemäße Nutzung als Putenaufzuchtstall. 

Die Vorrichtungen dienten der Fütterung der Tiere, der Sicherung des jeweils erforderlichen Stallklimas und 

der Beleuchtung der Ställe. Der Kläger war der Auffassung, dass seine Leistung bei der Verpachtung der 

Stallgebäude zur Putenaufzucht mit den auf Dauer eingebauten Vorrichtungen und Maschinen insgesamt 

umsatzsteuerfrei sei. Das Finanzamt war jedoch der Auffassung, dass ein Fünftel des Pachtentgelts auf 

eine steuerpflichtige Verpachtung der Vorrichtungen entfalle, und erhob entsprechend Umsatzsteuer.   

Die Frage des BFH richtet sich darauf, was gilt, wenn die Vermietung und Verpachtung der Betriebsvorrich-

tungen und die Vermietung oder Verpachtung des Gebäudes – wie hier – eine einheitliche Leistung darstel-

len. Im Ergebnis fragt der BFH, ob aus der in der Richtlinie angeordneten Steuerpflicht der Überlassung 

von Betriebsvorrichtungen (entsprechend dem Vorgehen des Finanzamts) ein Aufteilungsgebot folge oder 

ob die Steuerpflicht gegenüber der Einheitlichkeit der Leistung nachrangig (und somit die gesamte Leistung 

steuerbefreit) sei.  

Für einen Vorrang der Einheitlichkeit der Leistung spreche der Umstand, dass nach Rechtsprechung des 

EuGH im Urteil „Henriksen“ die Vermietung eines Grundstücks und die ebenfalls eigens in der Richtlinien-

vorschrift als Rückausnahme genannte „eng verbundene“ Vermietung des Fahrzeugabstellplatzes insge-

samt steuerbefreit sei. Der BFH führt in diesem Sinne weitere Rechtsprechung an, die zum selben Ergebnis 

kommt. Allerdings habe sich der EuGH dabei nicht mit dem Sondertatbestand der steuerpflichtigen Über-

lassung von Betriebsvoraussetzungen befasst. Für eine Aufteilung könne sprechen, dass die Verpachtung 

von Betriebsvorrichtungen nicht wie eine Grundstücksvermietung eher passiven Charakter habe, sondern 

eine ganze Reihe geschäftlicher Tätigkeiten wie Aufsicht, Verwaltung und ständige Unterhaltung sowie 

Zurverfügungstellung anderer Anlagen mit sich bringe.  

 

Hinweis 

Die Vorlagefrage ist von enormer praktischer Bedeutung: Viele gewerbliche Verpachtungen dürften die Mit-

verpachtung von Betriebsvorrichtungen umfassen. Der Fokus des BFH auf den passiven Charakter der 

Vermietung ist nachvollziehbar: In anderen Zusammenhängen (z. B. bei komplexen Leistungen) können 

nämlich wesentliche Leistungen des Vermieters, die zusätzlich zur Vermietung erbracht werden, das Ge-

samtbild durchaus in einer Weise beeinflussen, dass der passive Charakter der Vermietung und im Ergeb-

nis die Steuerbefreiung verloren geht (vgl. z. B. jüngst das Urteil des BFH in der Rechtssache XI R 4/19). 

In seinem Vorlagebeschluss schließt der BFH nicht aus, dass der unionsrechtliche Begriff („auf Dauer ein-

gebaute Vorrichtungen und Maschinen“) im Einzelfall vom nationalen Begriff der „Betriebsvorrichtungen“ 

abweichen kann, wenn er auch der Meinung ist, dass beide Begriffe jedenfalls im Streitfall nicht ausein-

anderfallen. Der nationale Begriff der Betriebsvorrichtungen richtet sich wegen Abschnitt 4.12.10 Abs. 1 

Satz 2 UStAE nach dem deutschen Bewertungsrecht, während der Begriff der „auf Dauer eingebauten 

Vorrichtungen und Maschinen“ ein autonomer unionsrechtlicher Begriff ist und somit in der gesamten EU 

einheitlich auszulegen sein dürfte. Das Urteil des EuGH könnte zur Klärung beitragen, wie der unions-

rechtliche Begriff zu verstehen ist – was das Urteil auch über die Vorlagefrage des BFH hinaus bedeutsam 

machen könnte. 

Der BFH weist auf den Umstand hin, dass nach der betreffenden Vorschrift der MwStSystRL nur die Ver-

mietung, nicht aber auch die Verpachtung einer Betriebsvorrichtung steuerpflichtig sei. Allerdings ist der 

BFH der Auffassung, dass es für seine Zwecke auf eine Abgrenzung zwischen Pacht und Miete nicht an-

komme. Zum einen handle es sich um eine Besonderheit der deutschen Sprachfassung, die unter Berück-
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sichtigung weiterer Sprachfassungen ohne Bedeutung sei. Zum anderen zieht der BFH für den Fall, dass 

nach der Richtlinienvorschrift dennoch nur die Vermietung, nicht aber die Verpachtung von Betriebsvorrich-

tungen steuerpflichtig sei, die Möglichkeit in Betracht, dass der deutsche Gesetzgeber befugt war, weitere 

Ausnahmen von der steuerfreien Vermietung und Verpachtung vorzusehen. Ob der EuGH dieser Auffas-

sung folgt, bleibt abzuwarten. 

Aus der Finanzverwaltung 

Abrechnung über nicht ausgeführte sonstige 
Leistungen mittels Gutschrift 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass eine Gutschrift, die über eine 

vermeintlich steuerbare Leistung eines Nichtunternehmers ausgestellt ist, einer 

Rechnung nicht gleichsteht und keine Steuerschuld nach § 14c Abs. 2 UStG be-

gründen kann. Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat in einem Schrei-

ben diese Auffassung übernommen. 

Dem Schreiben zufolge steht ein als Gutschrift verwendetes Abrechnungsdokument an einen Nichtunter-

nehmer einer Rechnung nicht gleich, sodass dieses Abrechnungsdokument keine Steuerschuld nach § 14c 

Abs. 2 UStG begründet. Ein Vorsteuerabzug aus diesem Abrechnungsdokument sei nicht möglich, denn 

die abgerechnete Leistung sei nicht von einem Unternehmer ausgeführt worden. Zusätzlich stellt das BMF 

klar, dass dies nicht für den Fall einer zwischen zwei Unternehmern über eine nicht erbrachte Leistung aus-

gestellten Gutschrift gilt, für die der Vorsteuerabzug ebenfalls nicht möglich ist.  

Außerdem teilt das BMF mit, dass ein wirksamer Widerspruch des Gutschriftempfängers nach § 14 Abs. 2 

Satz 3 UStG dem Abrechnungsdokument zwar die Eigenschaft einer Rechnung entzieht – jedoch nicht in 

Hinblick auf eine Steuerschuld nach § 14c Abs. 2 UStG. Der Widerruf allein führe nämlich nicht dazu, dass 

die Steuergefährdung nach § 14c Abs. 2 UStG beseitigt werde. Selbst ein Vorsteuerabzug aus Billigkeits-

gründen führe in diesem Sinne nicht zu einer Beseitigung der Steuergefährdung. 

Hinweis 

Der BFH hatte die oben wiedergegebene Auffassung zu einer an Nichtunternehmer gerichteten Gutschrift 

im Kontext einer Entscheidung zum nicht unternehmerischen Mitglied eines Aufsichtsrats vertreten, dessen 

Gesellschaften ihm gegenüber zunächst mit Gutschrift und Steuerausweis abgerechnet hatten.  

Was die Regelung zum Widerruf angeht, so scheint die Auffassung des BMF nachvollziehbar: Der Wider-

spruch gegen eine Gutschrift entspricht der Sache nach dem Storno einer Rechnung. Auch für die Beseiti-

gung einer Steuergefährdung im Sinne des § 14c Abs. 2 UStG genügt das Storno einer Rechnung allein 

noch nicht. Trotzdem erscheint das Ergebnis unbefriedigend: Es ist zwar nicht mit völliger Sicherheit ge-

klärt, ob im Falle des § 14c Abs. 2 UStG der Gutschriftempfänger die unberechtigt ausgewiesene Steuer 

schuldet. Sollte sich das aber so verhalten, dann könnte ein Unternehmer sich ohne aktives Zutun einer 

Steuerschuld nach § 14c Abs. 2 UStG ausgesetzt sehen und in ein aufwendiges Korrekturverfahren ge-

zwungen werden, um diese Steuerschuld wieder erlöschen zu lassen. In entsprechenden Fällen sollte drin-

gend der Rat eines Experten eingeholt werden, um eventuellen Forderungen des Fiskus entgegenzutreten. 

Das Schreiben bezieht sich nicht auf § 14c Abs. 1 UStG, in dem der unrichtige (zu hohe), nicht aber der 

unberechtigte Steuerausweis behandelt wird. Für die Beseitigung einer Steuerschuld nach § 14c Abs. 1 

UStG gilt (mit Ausnahmen, vgl. § 14c Abs. 1 Satz 3 UStG) die Voraussetzung der Beseitigung einer Steu-

ergefährdung (jedenfalls derzeit) nicht, es genügt also grundsätzlich ein Widerspruch gegen eine Gutschrift. 

Es sollte beachtet werden, dass dieses Schreiben nicht den Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) 

ändert – es wird nicht einmal ein Hinweis darauf in den UStAE eingefügt. Das bringt die Gefahr mit sich, 

dass dieses Schreiben und die darin enthaltene Regelung in der Praxis leichter übersehen wird – von 

Unternehmern ebenso wie von der Finanzverwaltung. 

Fundstellen:  

BMF-Schreiben vom 

19. August 2021;  

BFH V R 23/19 (vormals 

V R 62/17), Urteil vom 

27. November 2019 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2021-08-19-abrechnung-ueber-nicht-ausgefuehrte-sonstige-leistung-mittels-gutschrift.html
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010014/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010014/
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Übergangsfrist für den Leistungsort der 
Einräumung der Eintrittsberechtigung an einen 
Unternehmer 

Mit Schreiben vom 9. Juni 2021 (im Weiteren „erstes Schreiben“) hat das Bundes-

ministerium der Finanzen (BMF) das Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) 

in der Rechtssache „Srf konsulterna“ zum Leistungsort der Einräumung von Ein-

trittsberechtigungen an Unternehmer umgesetzt. Eine Übergangsfrist war zunächst 

nicht vorgesehen, das BMF hat das jetzt nachgeholt. 

Das BMF hatte im ersten Schreiben verfügt, dass unter den weiteren Bedingungen auch für Veranstaltun-

gen wie vor allem Inhouse-Seminare, die für die Öffentlichkeit nicht allgemein zugänglich sind, der Leist-

ungsort nach § 3a Abs. 3 Nr. 5 UStG gilt. Außerdem hatte es festgestellt, dass Veranstaltungen im Sinne 

dieser Vorschrift die physische Anwesenheit des Leistungsempfängers erfordern, sodass die Vorschrift 

nicht in Fällen der Onlineteilnahme des Leistungsempfängers gelten soll.  

Nach dem ersten Schreiben sollten diese Grundsätze in allen offenen Fällen anzuwenden sein. Nun hat 

das BMF mit einem weiteren Schreiben verfügt, dass es für die Leistungsortbestimmung für vor dem 1. Ja-

nuar 2022 ausgeführte Leistungen, die nicht für die Öffentlichkeit allgemein zugänglich sind, nicht bean-

standet wird, wenn die Beteiligten übereinstimmend zur Leistungsortbestimmung Abschnitt 3a.6 Abs. 13 

Satz 3 Nr. 3 und Beispiel 2 des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses in der früheren Fassung anwenden. In 

anderen Worten: Inhouse-Seminare und ähnliche Leistungen, die im Jahr 2021 erbracht werden, können 

noch nach dem allgemeinen Leistungsort des § 3a Abs. 2 UStG besteuert werden.  

Hinweis 

Das BMF stellt klar, dass diese Übergangsregelung nicht für die Regelung zum Erfordernis einer physi-

schen Präsenz der Teilnehmer gilt. Das Schreiben ist also nicht so zu verstehen, dass für die Onlineteil-

nahme von Leistungsempfängern übergangsweise die Vorschrift des § 3a Abs. 3 Nr. 5 UStG gelten kann. 

Vielmehr ist diese Regelung wie bislang in allen offenen Fällen anzuwenden.   

Aus dem Ausland 

Rumänien: Einführung von SAF-T-Meldungen 

Vom Jahr 2022 an sind große Unternehmen in Rumänien zu Standard-Audit-File-

for-Tax (SAF-T)-Meldungen verpflichtet.  

Die Meldeperioden sollen den Perioden für die Umsatzsteuererklärung entsprechen (monatlich bzw. viertel-

jährlich); für das erste Quartal ist aber eine Übergangsregelung vorgesehen. Demnach werden nicht zeitge-

rechte oder unvollständige Meldungen im ersten Quartal 2022 nicht mit Sanktionen belegt, allerdings müs-

sen alle erforderlichen Files für die Monate Januar bis März 2022 spätestens bis Ende April 2022 übermit-

telt sein. Die Informationen umfassen nicht nur umsatzsteuerliche Daten, sondern auch allgemeine Auf-

zeichnungen. Die Verpflichtung erstreckt sich auch auf ausländische, in Rumänien zur Umsatzsteuer regist-

rierte Unternehmer. 

  

Fundstelle: 

BMF-Schreiben vom 19. Au-

gust 2021 (Übergangs-

regelung) und vom 

9. Juni 2021 (erstes 

Schreiben) 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2021-08-19-bestimmung-des-ortes-der-sonstigen-leistung-EuGH-in-der-rechtssache-C-647-17.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2021-08-19-bestimmung-des-ortes-der-sonstigen-leistung-EuGH-in-der-rechtssache-C-647-17.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2021-06-09-bestimmung-des-ortes-der-sonstigen-leistung-EuGH-in-der-rechtssache-C-647-17.html
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